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Zuständigkeit der Vormundschaftsbehörde zur Sicherung erbrechtlicher Auflagen?
Sachverhalt

Eine Frau ohne pflichtteilsgeschützte Erben vermacht am 22.12.1999 den Nachlass mit Testament zu 1/3 an ihren Grossneffen A und zu 1/3 an dessen Kind XXX, geb. 30.03.1988. 1/6 geht an die Mutter von XXX. Sie ist im Zeitpunkt der Testamentserrichtung bereits von A geschieden und hat das Sorgerecht für das Kind XXX. Der letzte Sechstel geht an einen weiteren Grossneffen.  Am 01.03.2000 stirbt die Erblasserin. Netto wird nach Abzug aller Kosten und Steuern rund 900'000.-- verteilt und das "Kind" XXX bekommt rund Fr. 300'000.--. Im Testament hat die Erblasserin verfügt: 1/3 (ein Drittel) bekommt XXX, Sohn von Erbe A, geb. 1988, wohnhaft bei seiner Mutter in Y. Der Anteil von XXX soll u.a. für seine Ausbildung (Lehre oder weitere Schulung) eingesetzt werden. Erst nach seinem 20. Lebensjahr soll er uneingeschränkt über das Erbe verfügen können." 
 

Für das Vermögen des unmündigen XXX  wurde eine periodische Vermögenskontrolle angeordnet. Die geschiedenen Eltern hatten ihren Erbteil (450'000.--) bereits im 2002 vertan und haben heute wieder Betreibungen. Zweimal hat die (sorgeberechtigte) Mutter nebst den Erträgen auch unbewilligte Bezüge vom Kindesvermögen getätigt. Heute beträgt das Kindesvermögen noch Fr. 262'000.--. Die VB hat nun der Mutter am 26.05.2005 die Verwaltung des Kindesvermögens entzogen. Der Entscheid ist noch nicht rechtskräftig, da die Mutter dagegen Beschwerde erhoben hat. 
 

XXX besucht im Wocheninternat eine Sonderschule für Lernbehinderte im Kt. Zürich. Er beginnt im August 05 eine Anlehre in einer geschützten Werkstätte. Unsere VB wollte Anf. 2005 eine Erziehungsbeistandschaft errichten, mit dem Ziel, diese nach Erreichen des Mündigkeitsalters am 30.03. 2006 in eine freiwillige Beistandschaft (Art. 394 ZGB) umzuwandeln. Dabei wäre auch die Verwaltung der Erbschaft mindestens nicht völlig ungeschützt gewesen. XXX und seine Mutter wehren sich heute mit allen Mitteln gegen die Errichtung einer Beistandschaft. Es gibt kaum genügend Gründe, eine vormundschaftliche Massnahme gegen den Willen des mündig werdenden XXX zu errichten. Wenn das Vermögen nicht geschützt ist, wird es innert Kürze dorthin verschwinden, wo die Fr. 450'000.-- verschwunden sind. 
 

Meine Frage:
 

Trägt die VB eine Verantwortung, dass der Wille der Erblasserin (erst nach seinem 20. Lebensjahr soll er uneingeschränkt über das Erbe verfügen können." beachtet wird?
Wenn Ja, was könnten Mittel und Massnahmen sein?
Erwägungen

1. Das Kind XXX wird am 30. März 2006 mündig. Es stellt sich die Frage der geeigneten Vorkehrungen zur Sicherung der Interessen von XXX a) bis zum Erreichen der Mündigkeit, b) ab Mündigkeit. Vor Erreichen der Mündigkeit geht es um die zweckbestimmte Verwendung des Kindesvermögens und damit um den Schutz vor elterlicher Misswirtschaft, nach Erreichen der Mündigkeit um den Schutz des Erben, sofern er nicht in der Lage ist, seine eigenen Interessen zu wahren. Zwischen dem 18. und 20. Altersjahr geht es zudem um die Sicherstellung einer erbrechtlichen Auflage, wonach der Erbteil des Erben XXX für Lehre und weitere Schulung eingesetzt werden soll. Die Erblasserin hat darauf verzichtet, den dem Kind zufallenden Erbteil während der Unmündigkeit von der elterlichen Verwaltung auszuschliessen (Art. 322 ZGB), sodass der Mutter als Inhaberin der elterlichen Sorge das Verwaltungsrecht grundsätzlich zusteht.

2. Die Geschäftsführung der Mutter entsprach in der Vergangenheit nicht den Anforderungen an eine getreue und sorgfältige Vermögensverwaltung. Sie hat nach der Darstellung unerlaubterweise, also ohne Zustimmung der Vormundschaftsbehörde im Sinne von Art. 320 Abs. 2 ZGB, das Kindesvermögen angegriffen. Die in der Folge angeordnete Kindesvermögensverwaltungsbeistandschaft (Art. 325 ZGB) soll vermeiden, dass nebst dem bereits entstandenen kein wachsender Schaden (Fr. 38'000) entsteht. Bei der Anordnung der Massnahme wäre ratsam gewesen, in Anbetracht der Umstände einer allfälligen Beschwerde die aufschiebende Wirkung zu entziehen (Art. 314 Ziff. 2 ZGB) und das Kindesvermögen damit unter sofortigen Schutz zu stellen (entsprechendes kann auch im Bereich des Erwachsenenschutzes verfügt werden, vgl. Art. 386 ZGB).

Mit der angeordneten Massnahme kann während der Unmündigkeit sichergestellt werden, dass das Kindesvermögen im Sinne von Art. 320 ZGB dem Kind erhalten bleibt, höchstens die Erträgnisse für den laufenden Unterhalt verwendet werden und der Erbteil, soweit Kapital angegriffen wird, der Lehre und Ausbildung dient. 


3. Mit Erreichen der Mündigkeit des Erben entfällt die Drittverwaltung des Kindesvermögens. Fortan ist der Erbe selbst Garant, dass das Erbe im Sinne der testamentarischen Anordnungen verwendet wird. Wenn die Erblasserin ihre Anordnung hätte sicherstellen wollen, hätte dies der Einsetzung eines Willensvollstreckers (Art. 517 ZGB) bedurft:

Die Erblasserin konnte ihrer letztwilligen Verfügung Auflagen anfügen, deren Vollziehung jedermann verlangen darf, der an ihnen ein Interesse hat (Art. 482 ZGB). Eine Auflage charakterisiert sich dadurch, dass der eigene Anspruch des Beschwerten mit der Nichterfüllung der Anordnung nicht dahin fällt, sondern Interessierten Dritten nur einen Vollzugsanspruch gibt. Einen solchen Anspruch können auch die Eltern haben, deren Unterhaltspflicht mit dem Erbanfall zwar nicht entfällt, sich aber reduzieren kann, weil dem Kind ein höherer eigener Anteil zumutbar ist (Art. 276 Abs. 3 ZGB). 

Gegenstand einer Auflage kann alles sein, was Gegenstand einer Schuldverpflichtung sein kann ( BGE 94 II 92), sie kann aber auch nicht vermögensrechtlicher Natur sein (Tuor/Schnyder/Schmid/Rumo-Jungo, Das Schweizerische ZGB, S. 620). Indes sind schwerwiegende Eingriffe in die persönliche Sphäre des Beschwerten unzulässig (BSK ZGB-Staehelin N 15 zu Art. 482), und unsittliche oder rechtswidrige Auflagen machen die Verfügung ungültig (Art. 482 Abs. 2 ZGB). Die Auflage ist im vorliegenden Fall inhaltlich nicht zu beanstanden, es fehlt ihr aber die organisatorische Sicherstellung nach Erreichen der Mündigkeit, wenn kein Willensvollstrecker bestimmt worden ist.

4. Die Vormundschaftsbehörde hat sich nach Erreichen der Volljährigkeit des Erben nicht darum zu kümmern, ob die erbrechtliche Auflage erfüllt werde oder nicht. Sie hat dagegen frühzeitig (Vorschlag: 6 Monate vor Erreichend er Volljährigkeit) zu prüfen, ob zum Schutz des Erben eine Verwaltungsbeistandschaft oder eine Beiratschaft anzuordnen sei. Allerdings ist auch zu berücksichtigen, dass der Erbe nach dem Willen der Erblasserin über das Erbe frei verfügen können soll, was nicht bedeutet, dass er es konservieren muss. Nur wenn seine Unerfahrenheit, seine intellektuelle Konstitution oder sein anders begründetes Unvermögen, seine Interessen selbst zu wahren, eine vormundschaftliche Massnahme zu rechtfertigen vermögen, ist ihm die Verwaltung zu entziehen. Ob hiezu die Voraussetzungen gegeben sind, lässt sich aus dem geschilderten Sachverhalt zuwenig genau schliessen. Der Erbe besucht eine geschützte Werkstatt und könnte aufgrund seiner Schwäche durchaus die nötige Schutzbedürftigkeit aufweisen, um auch gegen seinen Willen eine vormundschaftliche Massnahme zu rechtfertigen. Es könnte andererseits je nach dem Grund, weshalb seine Eltern ihr eigenes Erbe bereits „in den Sand gesetzt haben“ (z.B. zu risikofreudige Investitionen, unternehmerisches Pech, Schicksalsschlag), auch eine „abwartende“ Lösung getroffen werden: Das Verfahren um Errichtung einer Erwachsenenschutzmassnahme könnte während beispielsweise einem Jahr hängig belassen werden, während welcher Zeit genau vereinbarte Kontrollen auf freiwilliger Basis Gewissheit über Fähigkeit der Vermögensverwaltung oder Risiko der privatautonomen Lösung getestet werden könnte. Um solch kreative Lösungen im Rahmen einer perpetuierten Massnahmenprüfung (Ernst Langenegger, Kreative Lösungen bei vormundschaftlichen Massnahmen, Tagung des Instituts für Rechtswissenschaft und Rechtspraxis der Uni St. Gallen vom 28. Mai 2004) verantworten zu können, bedarf es allerdings einer gewissen Vertrauenswürdigkeit des familiären beziehungsweise sozialen Umfeldes und minimaler Kompetenzen des Betroffenen, sich schädigenden Einflüssen widersetzen und die eigene Vermögensverwaltung erledigen zu können.

5. Unterlässt es die Vormundschaftsbehörde, die nötigen vormundschaftlichen Massnahmen anzuordnen, kann sie schadenersatzpflichtig werden (ZVW 1997 S. 11 ff.).

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 8. August 2005
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